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Mitglieder-Info Nr. 30/2008 
 
Gesetz zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes und des 
Arbeitsgerichtsgesetzes vom 26.03.2008 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zum 01.04.2008 ist das o. a. Gesetz in Kraft getreten. Es ist im Bundesgesetzblatt 
Teil 1 2008 Nr. 11 vom 31.03.2008, S. 444, verkündet. Verschiedene Bestimmungen 
dieses Gesetzes sind auch für die Sozialhilfeträger von Bedeutung.  
 

1. Nach § 29 Abs. 2 SGG entscheiden die Landessozialgerichte im ersten 
Rechtzug (u. a.) über Entscheidungen der Schiedsstellen nach § 120 Abs. 4 
SGB V, der Schiedsstelle nach § 76 SGB XI und der Schiedsstelle nach § 80 
SGB XII. 

2. Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen entscheidet im Rechtszug über 
Streitigkeiten zwischen gesetzlichen Krankenkassen oder ihren Verbänden 
und dem Bundesversicherungsamt betreffend dem Risikostrukturausgleich, 
die Anerkennung von strukturierten Behandlungsprogrammen und die Verwal-
tung des Gesundheitsfonds sowie Streitigkeiten betreffend den von Finanz-
ausgleich der gesetzlichen Pflegeversicherung. 

3. Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg entscheidet im ersten Rechts-
zug u. a. über Klagen gegen Entscheidungen und Richtlinien des gemeinsa-
men Bundesausschusses und Klagen gegen die Festsetzung von Festbeträ-
gen durch die Spitzenverbände der Krankenkassen sowie den Spitzenver-
bund nach dem SGB V. 

4. Die Werte des Beschwerdegegenstandes nach § 144 sind bei der Fallgestal-

Mitglieder: Bezirk Mittelfranken, Ansbach - Bezirk Schwaben, Augsburg - Bezirk Oberfranken, Bayreuth - Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales, Berlin - Der Senator für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, Jugend, und Soziales Bremen - Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, Cottbus - Sozialagentur Sachsen-Anhalt, Halle/Saale - Behörde für Soziales, 
Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz Hamburg - Niedersächsisches Landesamt für Soziales Jugend und Familie, Hildesheim - Landeswohlfahrtsverband Hessen, Kassel - Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren  des Landes Schleswig-Holstein, Kiel - Landschaftsverband Rheinland, Köln - Bezirk Niederbayern, Landshut – Kommunaler Sozialverband 
Sachsen, Leipzig - Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Rheinland-Pfalz, Mainz - Landesamt für Soziales und Familie Thüringen, Meiningen - Bezirk Oberbayern, München - Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe, Münster - Bezirk Oberpfalz, Regensburg - Landesamt für Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz, Saarbrücken - Kommunaler Sozialverband Mecklenburg-
Vorpommern, Schwerin - Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg, Stuttgart - Bezirk Unterfranken, Würzburg 
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tung des Absatzes 1 Nr. 1 auf 750,00 Euro und der Fallgestaltung der Nr. 2 
auf 10.000,- Euro angehoben worden. 

5. Nach § 192 Abs. 4 SGG kann der Behörde nunmehr ganz oder teilweise die 
Kosten auferlegt werden, die dadurch verursacht werden, dass die Behörde 
erkennbare und notwendige Ermittlungen im Verwaltungsverfahren unterlas-
sen hat, die im gerichtlichen Verfahren nachgeholt wurden. Die Entscheidung 
ergeht durch gesonderten Beschluss. 

 
Im übrigen sollen durch weitere Bestimmungen eine Entlastung der Sozialgerichts-
barkeit erreicht werden, z. B. durch Änderungen im Widerspruchsverfahren und bei 
Verfahrensvorschriften vor Sozialgerichten bei den Zulässigkeitsvoraussetzungen für 
Rechtsmittel. 
Sollten Sie Bedarf sehen, über die Änderungen zu beraten, wäre dies in der Sitzung 
des Fachausschusses I im kommenden Monat möglich. In diesem Fall bitte ich um 
eine entsprechende Anmeldung zur Tagesordnung mit Vorbericht an die Geschäfts-
stelle. 

Mit freundlichem Gruß 
gez.: Bernd Finke 


